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Irene Biedermann Zur Teilrevision des A tomgesetzes

Kernkraftwerkbau — auch eine politische Frage

Dr. Theodor Ginsburg, Privatdozent an der ETH, Präsident der neu
gegründeten Schweizerischen Energie-Stiftung, äusserte sich kürzlich an

einer Bildungsveranstaltung im Bezirk Bülach grundsätzlich zum Thema
«Atomkraftwerke ja oder nein?»

Er betonte, dass man bei der Lösung der Energieprobleme nicht nur an
die Kernkraftwerke, sondern an alle Entwicklungen der letzten Zeit und
deren langfristige Folgen denken müsse. Statt uns auf «Nebenkriegsschauplätzen»

etwa über die Gefährlichkeit der Radioaktivität zu streiten,
sollten wir uns überlegen, ob der Konzentrationsprozess zum Beispiel der

Wirtschaft oder der Siedlungen noch mit unserer Demokratie vereinbar
ist, ob wir mit mehr Energie und Gütern auch mehr Glück und Lebensqualität

erreichen.
Die Wirtschaft weicht diesen Fragen aus, dafür macht sie allen Angst,

es müssten Arbeitsplätze aufgegeben werden, wenn nicht mehr
Kernkraftwerke gebaut würden. Die Studien, die eine kleine Gruppe, von der

Gesamtenergiekommission beauftragt, in den letzten vier Jahren gemacht
hat, zeigen, dass eine vernünftige Stabilisierung keine Arbeitslosen zur
Folge hätte - Studien der Ford Foundation in den USA kommen zum
gleichen Resultat. Die Grundsätze unserer Energiewirtschaft lauten: Eine
bei möglichst hoher Wirtschaftlichkeit ausreichende, umweltfreundliche
und sichere Energieversorgung. Diese Teilziele widersprechen einander;
das wesentliche Ziel - für Ginsburg der Schutz des Menschen - ist weder
eine wirtschaftliche noch eine technische, sondern eine politische Aufgabe.

Bei der Prüfung ihrer Stabilisierungsvariante, die im Gegensatz zur
offiziellen, welche von einem jährlichen Verbrauch von 500 000 Terra-
kalorien bis im Jahr 2000 ausgeht, nur einen solchen von 230 000 TKal
annimmt (nach dem Krieg war der Verbrauch 40 000 TKal), kam die

Gruppe zu folgenden

Zielsetzungen:
1. Stabilisierung des Energieverbrauchs unter Vermeidung gesellschaftlicher

und wirtschaftlicher Krisen.
2. Sparsame und umweltfreundliche Versorgung.
3. Förderung regenerierbarer Energieträger (Biogas, Holz, Sonne, Wind

usw.; heute: 80 Prozent Erdöl und 15 Prozent Elektrizität)
4. Förderung einheimischer Energieträger
5. Diversifikation der Energieträger

1 Im «Profil» 5, 6. 7.1976, erschienen: «Probleme der Kernenergie» von Prof. J. Rössel.
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6. Nutzung niederwertiger Energieträger für Heizung (wird in der
heutigen Diskussion ganz ausgelassen, dabei brauchen wir die Hälfte der
Energie für Heizung)

7. Förderung einer dezentralen energiewirtschaftlichen Infrastruktur.
8. Gerechte Verteilung der Energieressourcen.
9. Den Zielen angepasste Forschungspolitik.

10. Unterordnung der Energiepolitik unter eine Gesellschafts- und Wirt¬
schaftspolitik, die auf eine Qualifizierung der wirtschaftlichen
Entwicklung und eine Verbesserung der Lebensqualität im weitesten
Sinne abzielt.

Die Verteilung ist ein weiteres zentrales Problem
Die Schweiz verbraucht fünfzehnmal soviel Energie wie Indien; sieht man
diesen weltweiten Zusammenhang, so muss man fragen, ob wir als reichstes

Land noch wachsen sollen.
Die Kernenergie bringt Fragen, die nicht einfach durch technischen

Fortschritt gelöst werden können. Wenn wir uns für sie entscheiden würden,

hätte das Abfälle zur Folge, die noch in zehntausenden von Jahren
aktiv wären und überwacht werden müssten; bisher ist noch keine Kultur
so alt geworden. Zu den Gefahren der Kernenergie meint Ginsburg: Die
Aufbereitung ist gefährlicher als die Atomkraftwerke, Probleme entstehen
bei Transport und Lagerung, Sabotage und Krieg können ebensowenig
ausgeschlossen werden wie ein Reaktorunfall, die grösste Gefahrenquelle
ist vielleicht die Routine. In zwanzig Jahren wird das Uran 235 verbraucht
sein, und um Uran 238 zu nutzen, braucht man «schnelle Brüter», die im
Gegensatz zu den heutigen Kernreaktoren explodieren können, diese
Tatsache wird in Diskussionen ausgelassen.

Die Vertreter der Energiewirtschaft sind nicht an einer Diskussion
interessiert, sie übersehen aber, dass das Vorsichherschieben und Stauen
dieser Probleme zu gefährlichen Spannungen im Volk führen wird. Die
schwedische Regierung hat 1974 beschlossen, 3 Millionen Kronen an
Gewerkschaften, kirchliche und andere Organisationen zu geben, um
diese Diskussion ins Volk zu tragen. Auch bei uns sollte das Volk auf
breiter Basis orientiert werden, denn es wird die weitere Entwicklung
bestimmen und verantworten müssen.

Die Diskussion gab der letzten Forderung des Referenten recht und
zeigte gleichzeitig, dass viele bereit sind, an der Lösung dieser
schwerwiegenden Probleme mitzuarbeiten.
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